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Ûber den Umgang mit richterlicher Ethik im Ausland

OStA Andrea Titz, Mitglied des DRB-Pråsidiums

Die Bedeutung einer leistungsfåhigen, transparenten und

unabhångigen dritten Gewalt fçr den Rechtsstaat steht

außer Frage. Die Judikative kann ihre Funktion nur erfçllen,

wenn die Richter nicht nur den juristischen Anforderungen

an ihre Tåtigkeit gerecht werden, sondern auch ihr Amt mit

uneingeschrånkter Integritåt ausçben. Die Beschåftigung

mit ethischen Verhaltensstandards fçr die Justiz ist dazu ein

unverzichtbarer Bestandteil.

Ûber solche programmatischen Såtze kann bei Richtern und

Staatsanwålten weltweit sicher weitgehend Konsens erzielt

werden. Wie man sich aber dem Thema richterliches

Selbstverståndnis und richterliche Ethik nåhert, kænnte in

den verschiedenen Staaten nicht unterschiedlicher sein. Die

Palette reicht von Ethik-Kodices als Teil des sanktionsbe-

wehrten Disziplinarrechts bis hin zur Einstellung: »Ûber

Berufsethik spricht man nicht, die hat man.« Forscht man

nach den Grçnden fçr diese Unterschiede, lohnt der Blick

auf die internationale Entwicklung der Diskussion çber

richterliche Ethik.

I. Internationale Standards

In demDokument »Basic principles on the Independence of

the Judiciary« haben die Vereinten Nationen bereits 1985

erste universelle, allerdings noch sehr allgemein gehaltene

Verhaltensstandards fçr die Richterschaft formuliert. We-

sentlich waren darin die Forderungen nach einer Garantie

richterlicher Unabhångigkeit und Unparteilichkeit. Die Jus-

tiz mçsse ein faires Verfahren garantieren und die Rechte

der Parteien schçtzen. Richter sollen alle Grundrechte ge-

nießen, aber bei Wahrnehmung dieser Rechte die Wçrde

ihres Amtes und die Unparteilichkeit und Unabhångigkeit

der Justiz wahren.

15 Jahre spåter setzten die Vereinten Nationen eine Ar-

beitsgruppe von Gerichtspråsidenten aus verschiedenen

Låndern ein. Diese erarbeiteten, benannt nach dem Ort des

ersten Zusammentreffens, die »Bangalore Principles of Ju-

dicial Conduct« (2002). Der Pråambel zufolge ist Sinn der

Prinzipien, Standards fçr das ethische Verhalten von Rich-

tern aufzustellen. Das Dokument fçhrt sechs zentrale ethi-

sche Werte auf, nåmlich Unabhångigkeit, Unparteilichkeit,

Integritåt, Anstand, Gleichbehandlung und Fachkunde, be-

schreibt deren Inhalt und kommentiert, welches Verhalten

konkret von den Richtern zur Umsetzung des jeweiligen

Wertes verlangt werden kann, indem Verhaltensanwei-

sungen auch zu sehr konkreten Fragen (z. B. Annahme von

Geschenken, privater Umgang mit Rechtsanwålten) gege-

ben werden.

Die Bangalore-Prinzipien haben vielen Låndern in Latein-

amerika, Afrika und Asien als Vorbild fçr die Entwicklung

ethischer Verhaltenskodizes gedient. So haben beispiels-

weise Chile und Venezuela im Jahr 2003 und Peru 2004 auf

dieser Grundlage einen Ethik-Kodex verabschiedet. Dem-

gegençber werden sie von den Richterverbånden europåi-

scher Staaten eher skeptisch beurteilt; kritisiert wird die

jedenfalls in Teilen sehr kleinteilige Regelung, da sie eine zu

weitgehende Einschrånkung der Bçrgerrechte der Richter

und eine zu starke Reglementierung des Privatlebens mit

sich bringe. Kritisch gesehen wird vor allem der Umstand,

dass die Bangalore-Prinzipien Verstæße gegen Ethikregeln

mit disziplinarischer Ahndung verknçpfen.

II. »Common-law«-Lånder

Tatsåchlich ist diese Ablehnung in der Rechtstradition be-

grçndet. Es ist festzustellen, dass die Prinzipien von

Bangalore stark von den Rechtsgedanken der »Com-

mon-Law-Staaten«, also der Staaten mit angelsåchsischer

Rechtstradition, geprågt sind, obwohl an ihrer Entwicklung

auch bewusst Richter aus Låndern mit kontinental-euro-

påischem Rechtsverståndnis beteiligt wurden.Wie håufig in

vergleichbaren Fållen der Zusammenarbeit zwischen Fach-

leuten aus beiden Rechtstraditionen haben sich jedoch die

Gedanken der Common-Law-Staaten durchgesetzt. Dort

haben geschriebene Ethik-Regelungen meistens eine lange

Tradition. So gibt es in den USA bereits seit 1924 einen

Ethik-Kodex fçr Richter, in dem ausdrçcklich Ge- und Ver-

bote fçr das richterliche Verhalten formuliert werden. 1973

folgte ein Bundesrichterkodex, der zuletzt im Jahr 2000

çberarbeitet wurde und ebenfalls konkrete Handlungsvor-

gaben fçr die richterliche Tåtigkeit sowohl in beruflicher als

auch in privater Hinsicht enthålt.

Kanada ist hingegen mit den »Ethical principles for Judges«

einen anderen Weg gegangen: Dort wurden ethische Ver-

haltensrichtlinien entworfen, die nicht mit disziplinarischen

Maßnahmen verknçpft sind. Der kanadische Ethik-Kodex
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gibt den Richtern nicht vor, was sie im Einzelnen tun sollen,

sondern beschreibt lediglich eine »ethische Kultur«. Ethisch

richtiges Verhalten soll nicht durch die Auferlegung von

Sanktionen, sondern durch persænlich empfundene Ver-

pflichtung ausgelæst werden. Nach Auffassung der kanadi-

schen Richter hånge der Geist dieser Standards und dem-

entsprechend die Qualitåt der Ausçbung des Berufs davon

ab, ob diese ethischen Standards auch in der Praxis ange-

wandt werden. Fçr »ethische Zweifelsfragen« besteht ein

beratendes Gremium, das »Advisory Commitee of Judges«,

das sich aus 12 Richtern der kanadischen Regionen zusam-

mensetzt und hohe Akzeptanz unter kanadischen Richtern

genießt. Dieses Komitee gibt auf Anfrage von Richtern

Vorschlåge fçr ethisch richtiges Verhalten bei konkreten

Zweifelsfållen. Die Vorschlåge haben keine Bindungswir-

kung gegençber dem einzelnen Richter und ziehen keine

Disziplinarmaßnahmen nach sich. Sie werden jedoch an-

onymisiert im Internet veræffentlicht, um so als Anhalts-

punkte auch fçr andere Richter dienen zu kænnen.

III. Die Entwicklung in Europa

In der Empfehlung Nr. R (94)12 des Ministerkomitees an die

Mitgliedstaaten çber die Unabhångigkeit, Effizienz und

Rolle der Richter vom 13.10.1994 steht vor allem die Un-

abhångigkeit und Unparteilichkeit der Richter im Mittel-

punkt, wobei auch herausgestellt wird, dass fçr Richter die

Arbeitsbedingungen und gesetzlichen Grundlagen ge-

schaffen werden mçssen, um diesen Anforderungen genç-

gen zu kænnen. Disziplinarische Konsequenzen sollen nach

der Empfehlung vorgesehen sein, wenn Richter ihren

»Verantwortlichkeiten nicht in wirksamer und angemes-

sener Weise nachkommen oder Disziplinarvergehen bege-

hen«. Sie sollen aber nicht in die richterliche Unabhångig-

keit eingreifen.

Am 10.07.1998 wurde anlåsslich eines Treffens des Euro-

parats eine Europåische Charta çber die Rechtsstellung der

Richterinnen und Richter verabschiedet, in der sehr generell

zu Fragen der Richterethik Stellung genommen wurde. Fçr

das dienstliche Verhalten ist darin festgehalten, dass

Richter bei der Ausçbung des Amtes nicht nur hohe

Fachkompetenz anstreben mçssen, sondern auch fçr die

Menschen erreichbar sein und ihnen Respekt entgegen-

bringen mçssen. In außerdienstlicher Hinsicht wird gefor-

dert, dass Richtern das Recht zu gesellschaftlichem Enga-

gement und zur Wahrnehmung ihrer Rechte auf politischer

Eben zusteht, soweit dadurch nicht das Vertrauen in ihre

Unparteilichkeit und Unabhångigkeit erschçttert wird.

Als Reaktion auf Bangalore hat der »Rat Europåischer

Richter« (Conseil Consultatif des Juges Europ�ens – CCJE)

im November 2002 im Auftrag des Europarats zu Fragen

der richterlichen Unabhångigkeit Stellung genommen. Die

CCJE-Stellungnahme knçpft an die kontinentaleuropåische

Richtertradition an und soll nicht nur Antwort auf die Frage

geben, welche Verhaltensstandards fçr Richter gelten sol-

len, sondern auch darauf, wie diese Verhaltensstandards

formuliert werden undwelche Art von disziplinarrechtlicher

Haftung fçr Richter gelten soll.

Als maßgebliche Verhaltensstandards werden angesehen

die Rçcksicht auf den Gleichbehandlungsgrundsatz der

Parteien, die Meidung von Voreingenommenheit und Dis-

kriminierung und die Sicherung des Gleichgewichts zwi-

schen den Parteien. Richter sollen ihre Aufgaben sorgfåltig

und innerhalb angemessener Zeit erfçllen. Sorgfalt sollen

sie insbesondere auch im Umgang mit den Medien walten

lassen. Der CCJE weist darauf hin, dass sich Richter nicht aus

der Gesellschaft zurçckziehen sollen. Gleichwohl sollten sie

bei der Ausçbung æffentlicher politischer Aktivitåten Zu-

rçckhaltung çben. Wichtig sei aber auch korrektes Verhal-

ten im Privatleben, wobei hier keine genauen Vorgaben

gegeben werden. Begrçßenswert sei die Einrichtung bera-

tender Gremien, die Richtern bei der Læsung berufsbezo-

gener ethischer Dilemmata auch im Privatbereich eine

Hilfestellung bieten kænnten.

Nach der CCJE-Stellungnahme soll die Formulierung dieser

Verhaltensstandards aus der Mitte der Richterschaft nach

ausfçhrlicher Diskussion erfolgen. Kodifizierten Regeln wird

der Vorzug gegeben, da sie dem einzelnen Richter in

Zweifelsfragen mehr Sicherheit geben, die Úffentlichkeit

çber die Verhaltensstandards, die sie von Richtern erwarten

kænnen, informieren und so das Vertrauen der Úffentlich-

keit in die Unabhångigkeit und Unparteilichkeit der Justiz

stårken.

Grundsåtzlich erhob der CCJE keine Einwånde gegen diszi-

plinarrechtliche Folgen auch beim Verstoß gegen ethische

Regeln, sofern sie nur bei schwerwiegendem Fehlverhalten

vorgesehen und verhåltnismåßig sind und die Mæglichkeit

einer gerichtlichen Ûberprçfung vorsehen.

IV. Entwicklungen in ausgewåhlten europåischen

Staaten

In Italien sind die Grundgedanken richterlicher Ethik seit

1995 kodifiziert. Hierbei zeigt sich ein Dilemma, das auch in
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vielen anderen Låndern sichtbar wird: Die Kodifizierung

wurde zwar von den Richtern erarbeitet, jedoch vom Jus-

tizministerium erlassen. Dies hat die vormalige Regierung

Berlusconi versucht auszunutzen und einen detaillierten

mit disziplinarischenMaßnahmen verknçpften Ethik-Kodex

entwerfen lassen, der aber aufgrund des zwischenzeitlich

eingetretenen Machtwechsels nur in deutlich abge-

schwåchter Form 2005 in Kraft getreten ist. Er besteht nun

aus 14 Artikeln, die in die Abschnitte »allgemeine Regeln«,

»Unabhångigkeit, Unparteilichkeit und korrektes Verhal-

ten« sowie »Verhalten bei der Ausçbung der Funktionen«

eingeteilt sind und, entgegen dem ursprçnglichen Plan der

Exekutive, nur sehr allgemeine Grundsåtze ethischen Ver-

haltens formulieren. Dennoch werden diese Regelungen in

der Richterschaft als versuchte Einmischung der Exekutive

in die Tåtigkeit der Judikative und nicht als echter Leitfaden

fçr ethische Zweifelsfragen empfunden.

In Anbetracht der vergleichbaren Problematik vieler osteu-

ropåischer Staaten, in denen Verhaltenskodices im Auftrag

des Justizministeriums entwickelt, mit disziplinarischen

Maßnahmen verbunden und von der Exekutive implemen-

tiert wurden, istUngarn einen anderenWeg gegangen. Dort

wurde von einem Ausschuss aus Mitgliedern aller ungari-

schen Richtervereinigungen ein Ethik-Kodex entwickelt, der

durch das Pråsidium der Richtervereine kodifiziert wurde.

Nach Abschnitt 1 des Kodex soll dieser ein Instrument der

Selbstregulierung sein und konkrete Verhaltensregeln auf

Grundlage ethischer Prinzipien geben. Geregelt wird zum

einen das erwçnschte ethische Verhalten bei der Ausçbung

des richterlichen Berufs. Darçber hinaus enthålt er auch

weitgehende Regeln fçr das Verhalten im privaten und æf-

fentlichen Leben. Ungarn verfolgt das Bild des nicht-politi-

schen Richters, dementsprechend werden die Ausçbung

einer politischen Tåtigkeit, politische Øußerungen in der

Úffentlichkeit und die Teilnahme an parteipolitischen Ver-

sammlungen als nicht erwçnscht bezeichnet. Zur Behand-

lung ethischer Zweifelsfragen wurde der »Richterliche

Ethische Landesrat« eingerichtet, dessen Mitglieder aus der

Mitte aller Richtervereine gewåhlt werden. Jeder Richter

kann bei ihm eine Entscheidung çber ein ethisches Problem

beantragen, das ihn selbst oder einen Dritten betrifft. Der

Rat ist dann zur Entscheidung verpflichtet, die als »Stel-

lungnahme« ohne disziplinarische Konsequenzen ergeht.

Dieses Gremium wird in ungarischen Richterkreisen offen-

bar rege in Anspruch genommen; dementsprechend hat der

Rat seit seiner Einfçhrung in einer Fçlle von Einzelfållen

entschieden.

Jedenfalls hinsichtlich der Entwicklungsgeschichte seines

Ethik-Kodex hat auch Ústerreich einen åhnlichen Weg ein-

geschlagen. Dort wurde im Jahr 2003 von der Vereinigung

der æsterreichischen Richterinnen und Richter eine Ar-

beitsgruppe zur Entwicklung kodifizierter ethischer Grund-

såtze eingesetzt und ein Diskussionsprozess eingeleitet, an

dem sich alle æsterreichischen Richterinnen und Richter

beteiligen konnten. Auf der Grundlage der Arbeitsergeb-

nisse der Arbeitsgruppe und der Diskussion wurde im No-

vember 2007 die »Welser Erklårung« verabschiedet. Diese

enthålt in der »Wir-Form« formulierte Erklårungen zu 10

Einzelpunkten, begonnen mit der Erklårung, jeder In-Fra-

ge-Stellung von Demokratie und Rechtsstaat entgegen zu

treten, çber das Bekenntnis zur Unabhångigkeit, die Ver-

pflichtung zu kritischer Selbstreflexion, zu sorgfåltigem,

qualitativ hochwertigem Arbeiten, allgemein verståndli-

chen Øußerungen, zu verantwortungsvollem privatem

Verhalten, insbesondere soweit die Unparteilichkeit da-

durch gefåhrdet werden kænnte.

V. Erkenntnisse fçr die Diskussion in Deutschland

Wenn auch in dieser kurzen Darstellung zwangslåufig nicht

alle internationalen Entwicklungen der Ethik-Diskussion

erschæpfend abgehandelt werden konnten, lassen sich doch

einige Kernpunkte herausstellen, die auch fçr den Umgang

mit richterlicher Ethik in Deutschland von Bedeutung sein

kænnen:

In zahlreichen Låndern innerhalb und außerhalb Europas

wird die Diskussion çber richterliche Ethik teilweise seit

Jahrzehnten sehr lebhaft gefçhrt und mçndete håufig in

eine Kodifizierung. Dabei gibt es einen Unterschied zwi-

schen der ethischen Tradition von »Common law«- und

»Civil law«-Låndern, insbesondere was den Detailreichtum

ethischer Regeln, die Neigung zur Kodifizierung und zur

Regelung disziplinarischer Verantwortung anbelangt. In

Låndern, die nicht der angloamerikanischen Rechtstraditi-

on verhaftet sind, werden ethische Regeln insbesondere

dann akzeptiert und in der Praxis angewandt, wenn sie aus

der Mitte der Richterschaft entwickelt wurden und Ver-

stæße keine Sanktionen auslæsen. In solchen Låndern hat

sich auch die Einrichtung eines beratenden Gremiums aus

der Mitte der Richterschaft zur Beantwortung ethischer

Zweifelsfragen bewåhrt.


